
Washington – Viel Feind, viel Ehr, nach
diesem Motto hat Jesse Helms stets Poli-
tik betrieben. Ob als eingefleischter Anti-
kommunist, als radikaler Abtreibungs-
gegner oder Mahner vor der vermeintlich
drohenden Weltherrschaft der Vereinten
Nationen – der erzkonservative Senator
aus dem US-Südstaat North Carolina be-
griff sich als Verkünder strammrechter
Prinzipien, als unermüdlicher Vorkämp-
fer für das, was er als „amerikanische
Werte“ begriff. „Zur Hölle mit dem Kom-
promiss, das ist doch der Grund all unse-
res Jammers“, polterte er. „Wenn Frei-
heit richtig und Tyrannei falsch ist, wa-
rum sollten dann jene, die an die Freiheit
glauben, sie wie eine Fleischwurst behan-
deln, die man scheibchenweise verscha-
chert?“ So trieb der halsstarrige Senator
nicht nur Demokraten zur Weißglut.
Auch viele Republikaner verzweifelten
an ihm. Am Freitag ist Helms, 86 Jahre
alt und demenzkrank, gestorben. Sein To-
destag, Amerikas Nationalfeiertag, dürf-
te ihm recht gewesen sein.

Genossen hat dieser Jesse Alexander
Helms Jr. vor allem die späten neunziger
Jahre. Von 1995 bis 2001 saß er dem
mächtigen außenpolitischen Ausschuss
des Senats vor. In diesem Amt profilierte
sich der Reaktionär mit der dicken Brille
als eine Art Gegen-Außenminister der
Clinton-Ära. Wo immer er konnte, torpe-

dierte Helms Politik wie Personalien der
Regierung: Die Vereinten Nationen düm-
pelten durch eine Finanzkrise, weil
Helms die US-Zahlungen blockierte. Er
erreichte, dass der Senat 1999 den Ver-
trag für einen umfassenden Stopp aller
Atomtests ablehnte. Und gleich reihen-
weise blockierte der Kreuzzügler unlieb-
samen Botschafter-Kandidaten. Das
Kopfschütteln seiner Kollegen scherte
ihn nicht: „Ich bin nicht nach Washing-
ton gekommen, um mich hier zu arrangie-
ren oder irgendeinen Wettbewerb um Po-
pularität zu gewinnen.“

Einen Sturm der Entrüstung in
Europa provozierte Helms 1996 als Ko-
Autor eines Gesetzes, das weltweit jeder
Firma mit US-Sanktionen drohte, die
sich mit Fidel Castros Kuba auf Geschäf-
te einließ. Als ein anderes Helms-Erbe
wirkt fort: dass die USA kein Geld an Or-
ganisationen geben, die Familienpla-
nung fördern, um das Bevölkerungs-
wachstum in den ärmsten Ländern der
Welt zu bremsen. Helms, tiefgläubiger
Baptist, witterte die Gefahr, diese Hilfs-
werke würden heimlich Abtreibungen fi-
nanzieren. Sein Argwohn blockierte lan-
ge jede US-Hilfe für Aidskranke: Helms
betrachtete den HI-Virus als Fluch, der
das „unnatürliche und widerwärtige Ver-
halten“ von Homosexuellen sühne.

Dreißig Jahre saß Helms im Senat, sei-
ne fünfmalige Wahl sicherte er sich mit
rassistischen Kampagnen. Der Sohn ei-
nes Dorfpolizisten, der sich nach seinem
Kriegseinsatz bei der US-Navy als Jour-
nalist verdingte, hatte enormen Einfluss
in der republikanischen Partei. Ein Netz-
werk rechter Sponsoren bescherte ihm
Millionen. Helms-Spenden bewahrten
Ronald Reagan 1976 vor dem endgülti-
gen Ende seiner Karriere – und ebneten
den Weg zu dessen Sieg bei den Präsiden-
tenwahl 1980. Christian Wernicke
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Der frühere US-Senator
Jesse Helms ist gestorben

Von Frank Nienhuysen

München – Bei einem Bombenanschlag
während eines Konzerts im Zentrum der
weißrussischen Hauptstadt Minsk sind
etwa 50 Menschen verletzt worden. Die
Explosion ereignete sich in der Nacht
zum Freitag bei einer Veranstaltung
zum Tag der Unabhängigkeit, an der
auch Staatspräsident Alexander Luka-
schenko teilnahm. Innerhalb weniger
Minuten erschien er am Ort der Explosi-
on, nach Angaben der Behörden war er
allerdings nicht das Ziel des Anschlags.
Die weißrussische Polizei fand in Minsk
einen weiteren Sprengsatz, der jedoch
nicht detonierte.

Der Hintergrund der Bombenexplosi-
on war am Freitag zunächst unklar, die
Sicherheitsbehörden bemühten sich
aber, den Vorgang herunterzuspielen.
Der Minsker Polizeichef sprach von ei-
nem möglichen Einzeltäter, „einem Hoo-
ligan“, der den mit Metallteilen und
Schrauben versetzten Sprengsatz offen-
sichtlich selber gebaut habe, weil „ihm
die schöne und gut organisierte Party
nicht gefallen hat. Das hat ihn provo-
ziert“. Die Situation sei völlig unter Kon-
trolle. Präsident Lukaschenko sagte, er
persönlich werde die Ermittlungen über-
wachen. Weißrussland feiert am 3. Juli
die Befreiung der von deutschen Trup-

pen besetzten Sowjetrepublik im Zwei-
ten Weltkrieg.

Ende September finden in Weißruss-
land Parlamentswahlen statt. Das auto-
ritäre Regime hat deshalb seine Kontrol-
le über das Land noch einmal ver-
schärft, obwohl Lukaschenko zuletzt sel-
ber angekündigt hatte, die Abstimmung
werde so transparent und demokratisch
verlaufen, dass es keinerlei Zweifel an
der Legitimität des künftigen Parla-

ments geben werde. Derzeit ist die Oppo-
sition im Abgeordnetenhaus nicht ver-
treten. Vor wenigen Wochen wurde in-
des ein umstrittenes Mediengesetz verab-
schiedet, das die Arbeit der weißrussi-
schen Internetzeitungen weiter er-
schwert. Die Initiative „Menschenrecht-
ler für freie Wahlen“ beklagte zudem,
dass bereits zu Beginn des offiziellen
Wahlkampfes die ersten Schikanen der
Behörden eingesetzt hätten. So seien in
mehreren Regionen des Landes gegen un-
abhängige Wahlbeobachter plötzlich
steuerrechtliche Ermittlungen eingelei-
tet worden, die darauf abzielten, deren
Arbeit zu behindern. Ein Beobachter sei
wegen Vandalismus und Widerstand ge-
gen die Staatsgewalt bereits zu zehn Ta-
gen Haft und einer Geldstrafe verurteilt
worden.

Alles was, wie die Bombenexplosion
auf das Konzert, einen Verlust der staat-
lichen Kontrolle symbolisiert, könnte ei-
nen Ansehensverlust des Minsker Re-
gimes bedeuten. Vertreter der weißrussi-
schen Opposition appellierten deshalb
an die Regierung, den Anschlag nicht
zum Vorwand dafür zu nehmen, die De-
mokratie noch weiter einzuschränken.
Die Explosion habe nichts mit der Poli-
tik zu tun, sagte Vintsuk Wetscherko
von der Weißrussischen Volksfront der
Nachrichtenagentur AFP.

London – Der Oberste Richter für Eng-
land und Wales, Lord Phillips, will Prin-
zipien der Scharia zur Lösung von Strei-
tigkeiten zulassen. Phillips sagte in ei-
nem muslimischen Zentrum in London,
es gehe nicht darum, dass das islamische
Recht das bestehende Recht ersetze. Er
sehe aber keinen Grund, warum Grund-
sätze der Scharia nicht bei Schlichtun-
gen herangezogen werden sollten. Musli-
mische Juristen begrüßten den Vorstoß.
Die Scharia werde in Großbritannien
häufig missverstanden, sagte Phillips.
Dazu gehöre „der Glaube, dass es bei der
Scharia nur um Strafen wie Auspeit-
schungen, Steinigungen, das Abhacken
der Hände oder den Tod“ gehe.  AP

Tel Aviv – Nach der Amokfahrt eines Pa-
lästinensers im Zentrum Jerusalems hat
der israelische Verteidigungsminister
Ehud Barak am Freitag angeordnet, das
Haus des getöteten Attentäters zu zerstö-
ren. Er hatte am Mittwoch mit einem Rad-
lader mehrere Fahrzeuge zermalmt und
dabei drei Menschen getötet, bevor ihn
Sicherheitskräfte erschossen. Wie das Ar-
meeradio berichtete, soll auch das Haus
eines weiteren Palästinensers zertrüm-
mert werden, der Anfang März acht Stu-
denten einer jüdischen Religionsschule
in Jerusalem getötet hatte.  dpa

„Missverstandene Scharia“

Prag – Tschechien hat sich mit den USA
auf den Bau eines Radarsystems für das
geplante Raketenabwehrsystem ge-
einigt. Der tschechische Außenminister
Karel Schwarzenberg erklärte am Frei-
tag, die Vereinbarung werde am Diens-
tag oder Mittwoch in Prag unterzeichnet.
Der polnische Ministerpräsident Donald
Tusk forderte die USA im Streit um die
Stationierung von zehn Abfangraketen
dagegen zu weiteren Verhandlungen auf.
Das jüngst unterbreitete Schlussangebot
sei für Polen unbefriedigend, sagte er.
Wenn die Bedrohung Polens angesichts
der angedrohten Reaktion Russlands auf
den Schild zunehme, dann müssten die
angebotenen Luftabwehrsysteme dauer-
haft in Polen stationiert werden.  AP

Von Reymer Klüver

Washington – Der demokratische Präsi-
dentschaftsbewerber Barack Obama hat
sein Wahlversprechen relativiert, die
Kampftruppen aus dem Irak unverzüg-
lich innerhalb von 16 Monaten abzuzie-
hen. Auf einer Wahlveranstaltung in
North Dakota kündigte er an, dass er bei
einem bevorstehenden Truppenbesuch
im Irak mit den „Kommandeuren im
Feld“ beraten und dann seine Abzugs-
strategie „verfeinern“ werde. „Mein
16-Monats-Zeitplan hatte immer die Si-
cherheit unserer Truppen zur Vorausset-
zung“, sagte Obama. Das bleibe Grundla-
ge seiner Pläne. Er fügte allerdings hin-
zu, dass eine wichtige Voraussetzung für
den Truppenabzug auch sei, „dass der
Irak stabil ist“.

In einer danach eilends angesetzten zu-
sätzlichen Pressekonferenz versuchte
Obama indes, den Eindruck zu relativie-
ren, dass er von seiner grundsätzlichen
Ablehnung des Krieges abrücke. Dazu
hatten ihn offenbar ein sofort einsetzen-
der Proteststurm im Internet und
E-Mails politischer Freunde veranlasst.
Er sagte, dass er „keineswegs zweideu-
tig“ gesprochen habe und auch nicht
nach „Manövrierraum“ in der Irak-Fra-
ge suche. „Lassen Sie mich es so klar wie
möglich sagen: An meinem ersten Amts-
tag werde ich die Stabschefs der Streit-

kräfte rufen und ihnen einen neuen Auf-
trag geben. Und der lautet: den Krieg be-
enden. Verantwortungsvoll, bedächtig,
aber entschieden.“ Allerdings klingt
auch diese Klarstellung deutlich weniger
entschieden als das Wahlversprechen auf
seiner Website. Dort steht: „Obama wird
sofort damit beginnen, unsere Truppen
aus dem Irak zu entfernen. Er wird jeden
Monat ein bis zwei Brigaden abziehen.
All unsere Kampftruppen werden inner-
halb von 16 Monaten aus dem Irak fort
sein.“

Die Versuche Obamas, seinen Irak-
kurs zu nuancieren, haben sofort große
öffentliche Aufmerksamkeit erregt. Der
Artikel über die Ankündigung Obamas
auf der Website der New York Times hat-
te innerhalb von zwei Stunden nach sei-
ner Veröffentlichung bereits mehr als
200 meist kritische Kommentare. Die Re-
publikaner indes versuchten sofort,

Barack Obama als prinzipienlosen Politi-
ker darzustellen. „Es scheint kein Thema
zu geben, bei dem Obama nicht bereit wä-
re, seine Positionen umzukehren“, sagte
Parteisprecher Alex Conant. „Obamas
Irak-Problem untergräbt die Voraus-
setzungen seiner Kandidatur und zeigt,
dass er ein typischer Politiker ist“, fügte
er in Anspielung auf den Umstand hinzu,
dass Obamas ablehnende Haltung zum
Irak-Krieg ihm von Anfang an in den
Vorwahlen enorm geholfen hatte. Tat-
sächlich dürfte Barack Obama die Irak-
Frage den entscheidenden Vorteil gegen-
über seiner schärfsten Konkurrentin Hil-
lary Clinton verschafft haben, weil sie
deutlich abgewogenere Positionen ver-
trat, Obama indes nicht zu lavieren
schien.

Tatsächlich ist Barack Obamas Kurs-
korrektur in der Irak-Frage bisheriger
Höhepunkt eines deutlichen Kurswech-
sels. Auch in anderen Fragen hat er sich
in den vergangenen Tagen und Wochen

Positionen angenähert, die auch von libe-
ralen oder gar eher konservativ einge-
stellten Amerikanern geteilt werden
könnten. Gerade in dieser Woche hat er
die politischen Grundwerte betont, die
bei konservativen Wechselwählern an-
kommen dürften. So betonte der Präsi-
dentschaftskandidat seine patriotische
Grundeinstellung, versprach Stärkung
der Sozialarbeit kirchlicher Gruppen
und warb für freiwillige Arbeit im
Dienst der Allgemeinheit.

Auch mit der Wahl der Orte für seine
Wahlkampfauftritte umwirbt Obama
verstärkt Wähler der Mitte. So trat er in
dieser Woche bisher in Missouri und
Ohio auf, eher konservativ eingestellte so-
genannte „swing states“ – Staaten, die
bei vergangenen Präsidentschaftswah-
len an die Republikaner gefallen sind, wo
sich die Demokraten bei dieser Wahl
aber große Chancen ausrechnen dürfen.
Am Donnerstag und Freitag bereiste Oba-
ma gar North Dakota und Montana, Staa-
ten, die seit Jahrzehnten in republikani-
scher Hand sind. Nach seinem guten Ab-
schneiden bei den Vorwahlen scheinen
sich Obamas Wahlkampfstrategen indes
auch dort Chancen auszurechnen. „Wir
wollen dem Land zeigen, dass wir es
ernst meinen“, sagte ein Sprecher Oba-
mas. (Seite 4)

Explosion am Tag der Unabhängigkeit
50 Verletzte bei Bombenanschlag in weißrussischer Hauptstadt Minsk

Israels Vergeltung

Belgrad – Der serbische Präsident Boris
Tadic und der Chef der Sozialistischen
Partei, Ivica Dacic, haben am Freitag ei-
nen Koalitionsvertrag unterschrieben.
Die neue Regierung soll bereits in der
kommenden Woche vom Parlament in
Belgrad bestätigt werden, etwa zwei Mo-
nate nach der vorgezogenen Parlaments-
wahl vom 11. Mai. AP

Moskau – Der Konflikt zwischen
Georgien und der abtrünnigen Republik
Südossetien hat sich nach Gefechten zwi-
schen Regierungstruppen und den Sepa-
ratisten zugespitzt. Rebellenführer Edu-
ard Kokoity rief Georgien laut dem russi-
schen TV-Sender Westi-24 zur Vernunft
auf. „Andernfalls werden wir die Ent-
scheidung treffen, schweres Gerät und of-
fensive Waffen einzusetzen, um alle ille-
gal entsendeten Einheiten in der Kon-
fliktzone auszulöschen.“ Ein Mitarbeiter
des georgischen Innenministeriums wies
diese Drohung am Freitag zurück.
„Wenn so etwas passiert, wäre dies eine
Verletzung aller bestehenden Waffenstill-
standsabkommen.“ Die regionale Vor-
macht Russland verurteilte Georgiens
Vorgehen als offene Aggression. Z-
wischen den Konfliktparteien war es in
der Nacht zum Freitag zu heftigen Ge-
fechten in Südossetien gekommen, nach
Rebellenangaben mit zwei Toten und elf
Verletzten. Georgien habe laut Vertreter
der Separatisten die Hauptstadt Südosse-
tiens gegen Mitternacht mit Mörserbom-
ben angegriffen und anschließend unter
Beschuss genommen. Russland forderte
darauf einen Stopp sämtlicher Provoka-
tionen. Georgiens Präsident Michail Saa-
kaschwili hat es zu einem der wichtigs-
ten Ziele seiner Politik erklärt, Abcha-
sien und Südossetien wieder in den Kau-
kasus-Staat einzubinden.  Reuters

Brüssel/Teheran – Im Atomstreit mit
dem Westen hat Iran auf das Verhand-
lungsangebot reagiert, das der EU-Au-
ßenbeauftragte Javier Solana Mitte Juni
namens der fünf Vetomächte im UN-Si-
cherheitsrat und Deutschlands über-
bracht hatte. Eine Sprecherin Solanas be-
stätigte am Freitagabend, die Antwort
sei eingegangen, äußerte sich aber nicht
zum Inhalt. Zuletzt hatte Teheran be-
tont, die Offerte des Westens enthalte Ge-
meinsamkeiten mit einem iranischen Ver-
handlungspapier. Mit der angebotenen
Zusammenarbeit bei Sicherheit, in der
Wirtschaft und auch der Nukleartechnik
will der Westen Iran bewegen, die Uran-
anreicherung aufzugeben, die dem Bau
von Atomwaffen dienen könnte. Iran
lehnt dies bisher ab und beharrt auf der
friedlichen Natur seines Programms. SZ

Brüssel – Die Europäische Union hat ra-
sche Neuwahlen in Simbabwe gefordert.
Die politische Krise in dem Land könne
nur überwunden werden, wenn das Volk
unter „freien, demokratischen und trans-
parenten“ Bedingungen um ihre Mei-
nung gefragt werde, erklärte die EU am
Freitag in Brüssel. Machthaber Robert
Mugabe sagte, er werde mit der Oppositi-
on nur in Dialog treten, wenn diese ihn
als Präsidenten anerkenne. AFP/Reuters

Koalition in Belgrad perfekt

Prag billigt Radarsystem

Tote bei Kämpfen
in Südossetien

Irans Antwort im Atomstreit

Obama verfeinert seine Strategie
Andeutungen zum Irak und neuer Patriotismus: Der Kandidat wechselt den Kurs, um Wähler der Mitte zu erreichen

EU fordert Neuwahlen

Ex-Senator Jesse Helms Foto: AP
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Erste Hilfe am Tatort: Sanitäter küm-
mern sich um Verletzte des Anschlags
im Zentrum von Minsk.  Foto: Reuters

Zweite Pressekonferenz
nach einem Proteststurm

im Internet

Patriotischer: Barack Obama betont nun auch konservative Grundwerte, um ge-
gen den Republikaner John McCain bestehen zu können.    AP

„Es scheint kein Thema zu geben,
bei dem Obama nicht bereit wäre,

seine Position umzukehren.“
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